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Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

- Drucksachen 13/3697, 13/3907 - 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch (Zweites SGB Vl-Änderungsgesetz - 2. SGB VI ÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Nr. 5 wird wie folgt geändert: 

,5. § 255 a wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der aktuelle Rentenwert (Ost) wird zum 1. Juli 1996 dem 
aktuellen Rentenwert gleichgestellt und die künftigen An- 
passungen erfolgen nach den geltenden Verfahren nach 
den §§65 und 68. Bis zur vollständigen Angleichung der 
Arbeitsentgelte Ost an West werden der Bestimmung des 
jeweils neuen aktuellen Rentenwerts die Daten des Bun- 
desgebietes West zugrundegelegt. '' ' 

Bonn, den 29. Februar 1996 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die sofortige Gleichstellung der Rentenwerte Ost und West soll der 
Verunsicherung der Rentnerinnen und Rentner in den neuen Bun- 
desländern hinsichtlich des Zeitpunkts der Angleichung des Ren- 
tenniveaus Ost an West ein Ende setzen. 

Mit dem Rentenüberleitungsgesetz war für die neuen Bundeslän- 
der ein gesondertes Anpassungsverfahren Ost festgelegt worden, 
um zu garantieren, daß die Renten wie die Löhne und Gehälter 
rasch dem Niveau West angeglichen werden können. Beim Ge- 
setzgebungsverfahren im Sommer 1991 wurde davon ausgegan- 
gen, daß die „Aufholphase 1995 abgeschlossen ist" (Julius Louven 
(CDU/CSU) Stenographischer Bericht vom 26. April 1991, S. 1610). 
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Die Angleichung der Einkommensverhältnisse erfolgt entschieden 
langsamer, dennoch werden immer mehr - unter anderen Voraus- 
setzungen - geplante Maßnahmen realisiert. So das Abschmelzen 
der Auffüllbeiträge per 1. Januar 1996 und derzeit die Umstellung 
des gesonderten Anpassungsverfahren Ost auf das für West übli- 
che Verfahren. 

Die Rentnerinnen und Rentner in den neuen Bundesländern wer- 
ten das als Wortbruch und verlieren zunehmend das Vertrauen, 
wann endlich die Rentenangleichung erfolgt. Jahreszahlen jen- 
seits des Jahres 2 000 machen die Runde. 

Auch angesichts der generellen prekären Finanzsituation der Ren- 
tenkassen darf der erforderliche Mehrbedarf (von ca. 10 Mrd. DM) 
kein Hinderungsgrund für die sofortige Rentenangleichung Ost an 
West sein. Die notwendige Reform der Rentenversicherung insge- 
samt steht unabhängig von den Problemen mit der Einheit an. 
Sparmaßnahmen dürfen nicht einseitig zu Lasten der Älteren in 
den neuen Bundesländern gehen. 

Gerechtfertigt ist die Anwendung eines gleichen Rentenwertes 
ohnehin, da sich die Lebenshaltungskosten in den neuen Bundes- 
ländern bereits mehr als angeglichen haben. Auf Zahlenbelege 
wird hierbei verzichtet, weil in den letzten Wochen mit Zahlen di- 
verser Quellen mehr Verwirrung als Aufklärung gestiftet wurde. 

Fakt ist, daß trotz der Anwendung des niedrigen Rentenwerts die 
durchschnittlichen Renten Ost bereits jetzt mit den durchschnitt- 
lichen Renten West gleichgezogen haben. Ursache dafür sind vor 
allem längere Zeiten von Berufstätigkeit in der DDR. Das ist j edoch 
kein Rechtfertigungsgrund dafür, die Anwendung gleicher Ren- 
tenwerte in weite Zukunft zu verschieben. Denn die Rentnerinnen 
und Rentner in den neuen Bundesländern müssen alle Ausgaben 
allein aus der Rente bestreiten, während denen in den alten Bun- 
desländern im Gegensatz dazu, die sogenannten drei Säulen, also 
neben der Rente, noch zusätzliche Versorgungen aus Betriebsren- 
ten und privater Vorsorge aus Lebensversicherungen, zur Verfü- 
gung stehen. 

Außerdem ist der Vergleich von durchschnittlichen Renten Ost und 
West irreführend, weil die Basis jeweils verschieden ist. Alle Be- 
rufsgruppen aus der DDR wurden in die gesetzliche Rentenversi- 
cherung überführt, in der Bundesrepublik Deutschland hingegen 
gehören etliche Berufs- und Statusgruppen, wie Beamte und 
Selbständige, gesonderten Altersversorgungen an. Zumeist Gut- 
verdienende gehen damit in die durchschnittlichen Renten Ost ein, 
während die bei den durchschnittlichen Renten West außen vor 
bleiben. 

Noch ein weiterer Fakt rechtfertigt die sofortige Anwendung glei- 
cher Rentenwerte, auf den das Gutachten des Sozialbeirats bereits 
1991 (vgl. Drucksache 12/1841 S. 119) aufmerksam machte. Dort 
wurde problematisiert, daß „angesichts struktureller Unterschie- 
de zwischen Ost- und Westdeutschland die Anwendung gleicher 
Anpassungsverfahren und gleicher Rentenwerte „nicht erst dann 
zu konstatieren sein (könnte), wenn die Entgelte in Ostdeutsch- 
land denen in Westdeutschland entsprächen. Auch in West- 
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deutschland gibt es - u. a. bedingt durch Unterschiede in der Wirt- 
schafts Struktur - Unterschiede im Entgeltniveau. Und seit eh und 
je wird ein einheitlicher Rentenwert angewandt. 

Zudem gehen der Berechnung des Lohn- und Gehaltsniveaus Ost 
die große Zahl von Berufspendlern und aus beruflichen Gründen 
übergesiedelter Erwerbstätiger verloren. Die insgesamt erheblich 
veränderte Struktur der Beschäftigung in der gesamten Bundes- 
republik Deutschland rechtfertigt immer weniger ein gesondertes 
Rentengebiet Ost. 

Die künftigen Anpassungen sollen bis zur Angleichung der Lohn- 
und Gehaltniveaus Ost an West an die Entwicklung der Arbeits- 
entgelte West gebunden sein, um ein Absinken des einheitlichen 
aktuellen Rentenwerts zu verhindern. Der Anpassungsmodus be- 
darf darüber hinaus prinzipieller Veränderungsüberlegungen, um 
das Lebensniveau der älteren Menschen in den neuen und alten 
Bundesländern entsprechend der gesellschaftlichen Entwicklung 
zu sichern. 
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